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Frage 2 

Welche Dimensionen von Umbrüchen in den Tätigkeitsprofilen zeichnen sich ab? Welche Konse-

quenzen hat dies für die Personal- und Organisationsentwicklung? 

Antwort IAB 

Betroffenheit durch den technologischen Wandel: Das Substituierbarkeitspotenzial 

Um einschätzen zu können, in welchem Maß verschiedene Berufe durch den technologischen 

Wandel betroffen sind, haben die IAB-Wissenschaftlerinnen Dengler und Matthes (Deng-

ler/Matthes 2015, 2018) das sogenannte Substituierbarkeitspotenzial entwickelt. Dieses Maß kann 

für jeden der knapp 3.000 Einzelberufe berechnet werden. Hierfür wird zunächst anhand der Da-

tenbank BERUFENET1 geprüft, aus welchen Tätigkeiten sich ein bestimmter Beruf zusammensetzt. 

Anschließend erfolgt eine Einschätzung, welche dieser Tätigkeiten bereits heute durch einen Com-

puter oder durch eine computergesteuerte Maschine durchgeführt werden könnten. Das Substitu-

ierbarkeitspotenzial entspricht dem Anteil der Kerntätigkeiten eines Berufs, für die es eine maschi-

nelle Alternative gibt. Umfasst ein Beruf beispielsweise acht Kerntätigkeiten, von denen vier be-

reits von einem Computer durchgeführt werden könnten, beträgt das Substituierbarkeitspotenzial 

dieses Berufs 50 Prozent.2  Beim Substituierbarkeitspotenzial handelt es sich um einen tätigkeits-

basierten Ansatz, worin die Annahme zum Ausdruck kommt, dass der technologische Wandel nicht 

zwangsläufig ganze Berufe obsolet machen wird, sondern sich stattdessen auf die Tätigkeiten aus-

wirkt, aus denen sich ein Beruf zusammensetzt. 

 

Mithilfe der Informationen zu den Einzelberufen kann das durchschnittliche Substituierbarkeits-

potenzial auch auf der Ebene größerer Berufsgruppen, beispielsweise der durch die Bundesagen-

tur für Arbeit definierten Berufssegmente (Bundesagentur für Arbeit 2015), berechnet werden. Da-

bei zeigen sich größere Unterschiede zwischen den einzelnen Segmenten (Dengler/Matthes 2018). 

Besonders hohe Substituierbarkeitspotenziale finden sich demnach in den Fertigungsberufen 

(83%) sowie den fertigungstechnischen Berufen (70%). In diesen Berufssegmenten könnte bereits 

heute ein hoher Anteil der anfallenden Tätigkeiten durch Computer oder computergesteuerte Ma-

schinen verrichtet werden. Hohe Substituierbarkeitspotenziale sind jedoch nicht auf Produktions-

berufe beschränkt, sondern finden sich auch im Bereich der Dienstleistungen, so beispielsweise in 

den unternehmensnahen Dienstleistungen mit einem Wert von 60 Prozent. 

 

Größere Unterschiede bestehen auch hinsichtlich des Anforderungsniveaus der Beschäftigung. So 

sind in Helferberufen im Durchschnitt etwa 58 Prozent der Tätigkeiten heute schon substituierbar. 

In Fachkraftberufen, die eine mindestens zweijährige Berufsausbildung voraussetzen, ist dieser 

Wert mit 54 Prozent jedoch nur leicht niedriger. Trotz ihrer höheren Qualifikation üben Fachkräfte 

somit auch relativ häufig Tätigkeiten aus, die prinzipiell auch maschinell durchgeführt werden 

                                                                    
1 www.berufenet.arbeitsagentur.de  
2 Der Job-Futuromat des IAB, https://job-futuromat.iab.de/, bietet eine anschauliche Darstellung der Kerntätigkeiten eines Berufs 

und zeigt an, welche dieser Tätigkeiten bereits maschinell durchführbar wären. 



 

 

können. Andere Tätigkeitsprofile weisen hingegen Spezialisten- und Expertenberufe auf, wo das 

durchschnittliche Substituierbarkeitspotenzial mit etwa 40 Prozent respektive 24 Prozent deutlich 

niedriger ist.  

 

Insgesamt arbeiteten im Jahr 2016 etwas weniger als die Hälfte aller sozialversicherungspflichtig 

Beschäftigten in Berufen mit einem Substituierbarkeitspotenzial über 30 Prozent und bis zu 70 

Prozent (mittleres Substituierbarkeitspotenzial). Weitere 28 Prozent waren in Berufen mit einem 

niedrigen Substituierbarkeitspotenzial (unter 30%) und 25 Prozent in Berufen mit einem hohen 

Substituierbarkeitspotenzial (über 70%) beschäftigt. Das Substituierbarkeitspotenzial kann sich 

im Zeitverlauf ändern, wenn beispielsweise neue Technologien marktreif und für den betriebli-

chen Einsatz verfügbar werden. Ein anderer Grund ist die Veränderung von Tätigkeitsprofilen, die 

sich daraus ergibt, dass im Zuge der Digitalisierung neue Tätigkeiten entstehen oder solche Tätig-

keiten an Bedeutung verlieren, für deren Durchführung sich maschinelle Lösungen etabliert ha-

ben. Ein Blick zurück auf die Beschäftigung im Jahr 2013 (Dengler/Matthes 2015), in dem das Sub-

stituierbarkeitspotenzial zum ersten Mal berechnet wurde, zeigt zum einen, dass der Anteil der Be-

schäftigten mit einem mittleren Potenzial nahezu unverändert geblieben ist. Zum anderen wird 

deutlich, dass der Beschäftigungsanteil mit einem niedrigen Substituierbarkeitspotenzial von 40% 

um etwa 12 Prozentpunkte zurückgegangen ist, während der Anteil der Beschäftigten mit einem 

hohen Substituierbarkeitspotenzial um einen ähnlichen Wert gestiegen ist. Gleichzeitig hat der 

durchschnittliche Anteil substituierbarerer Tätigkeiten in jedem Berufssegment – mit Ausnahme 

der medizinischen und nicht-medizinischen Gesundheitsberufe sowie der IT- und naturwissen-

schaftlichen Dienstleistungsberufe – zugenommen. Besonders hohe Veränderungen weisen dabei 

die Verkehrs- und Logistikberufe (+20 Prozentpunkte), die unternehmensnahen Dienstleistungs-

berufe (+19 Prozentpunkte) sowie die Reinigungsberufe (+17 Prozentpunkte) auf. 

 

Diese Anstiege im durchschnittlichen Substituierbarkeitspotenzial weisen darauf hin, dass sich die 

beruflichen Tätigkeitsprofile langsamer verändern als die technologische Entwicklung voran-

schreitet. Dabei ist zu beachten, dass ein hohes Substituierbarkeitspotenzial (oder ein hoher An-

stieg in diesem) nicht mit einem Beschäftigungsrückgang oder einem schwächeren Beschäfti-

gungswachstum gleichbedeutend ist. Vielmehr handelt es sich beim Substituierbarkeitspotenzial 

um ein Maß des technisch Möglichen. Für die Entscheidung, ob neue Technologien zum Einsatz 

kommen (und dann womöglich menschliche Arbeit ersetzen), werden allerdings noch weitere Fak-

toren relevant sein. Dabei stellt die Frage, ob sich die Investition in neue Technologien betriebs-

wirtschaftliche rentiert (weil sie beispielsweise eine kostengünstigere oder qualitativ hochwerti-

gere Produktion erlaubt), einen zentralen Punkt dar. Hohe Anschaffungskosten oder auch eine 

Präferenz der Verbraucher für menschlich gefertigte Produkte können einem Einsatz neuer Tech-

nologien entgegenstehen. Darüber hinaus wird auch entscheidend sein, ob der Einsatz von Tech-

nologien – beispielsweise im Bereich der Pflege oder der Erziehung – gesellschaftlich gewünscht 

ist. 

 

 

 

 

Implementation neuer Technologien in Betrieben: Die IAB-ZEW Betriebsbefragung  



 

 

Für eine genauere Einschätzung der Frage, in welchem Umfang moderne Technologien in Betrie-

ben bereits zum Einsatz kommen, hat das IAB zusammen mit dem Zentrum für Europäische Wirt-

schaftsforschung (ZEW) eine Betriebsbefragung durchgeführt. Dabei wurde im Frühjahr 2016 eine 

repräsentative Stichprobe von etwa 2.000 Betrieben unter anderem zum Einsatz verschiedener 

Technologietypen in der jüngeren Vergangenheit sowie zu geplanten Investitionen in der näheren 

Zukunft befragt (siehe Arntz/Gregory/Zierahn 2018). Um den Unterschieden zwischen Produkti-

ons- und Dienstleistungsbetrieben Rechnung zu tragen, wurden die Technologietypen dabei ent-

sprechend den Bedarfen der Betriebe differenziert. So wurde im Fall älterer Technologien („1.0/2.0 

Technologien“) bei Produktionsbetrieben nach manuell gesteuerten Maschinen (z.B. Bohrmaschi-

nen oder Kraftfahrzeuge) und bei Dienstleistungsbetrieben nach nicht IT-gestützten Technologien 

(z.B. Telefone oder Faxmaschinen) gefragt. Neue Technologien („3.0 Technologien“) setzten sich 

aus indirekt gesteuerten (z.B. CNC-Maschinen oder Industrieroboter) und IT-gestützten Technolo-

gien (z.B. Computer oder Terminals) zusammen. Im Fall neuester Technologien („4.0 Technolo-

gien“) handelt es sich um selbststeuernde (z.B. Smart Factories oder Cyber-physische Systeme) 

oder IT-integrierte Technologien (z.B. Analysetools mit Big Data oder Cloud Computing Systeme).  

 

Die Ergebnisse der Befragung zeigen zunächst, dass der Anteil älterer Technologien im Zeitraum 

2011-2016 in allen Wirtschaftszweigen zurückgegangen ist, während der Anteil von 3.0 und 4.0 

Technologien gestiegen ist. Mit Blick auf neueste Technologien gibt jedoch nur knapp die Hälfte 

der befragten Betriebe an, dass sie bereits Gebrauch von dieser Technologie machen (dieser Anteil 

liegt bei den Dienstleistungsbetrieben höher als bei den Produktionsbetrieben). Demgegenüber 

steht ein Drittel der Betriebe, die sich bisher noch nicht mit 4.0 Technologien auseinandergesetzt 

haben (bei den Produktionsbetrieben liegt dieser Anteil mit 46 Prozent deutlich höher). Ein Ver-

gleich der Betriebe, die in den letzten fünf Jahren 4.0 Technologien eingesetzt haben, mit denen, 

die dies nicht getan haben, zeigt, dass die erste Gruppe im Durchschnitt eine größere Belegschaft 

hat, umsatzstärker ist und höhere Löhne zahlt. Darüber hinaus verbinden diese Betriebe mit dem 

Einsatz dieser Technologie in größerem Maße Chancen, beispielsweise in Bezug auf eine Steige-

rung der Arbeitsproduktivität oder der Möglichkeit, individuelle Kundenwünsche bedienen zu kön-

nen. Insgesamt entfällt auf 4.0 Technologien gegenwärtig aber noch ein relativ kleiner Anteil des 

Kapitalstock. 

 

Die in der Befragung erhobenen Informationen können in Verbindung mit verschiedenen Datens-

ätzen des IAB dazu verwendet werden, um die Beschäftigungseffekte des Technologieeinsatzes 

abzuschätzen. Dies kann einerseits auf der Grundlage der tatsächlich im Zeitraum 2011-2016 beo-

bachteten Investitionen in die verschiedenen Technologietypen erfolgen oder für den hypotheti-

schen Fall, dass die Investition in einen bestimmten Typ um 1 Prozent höher ausgefallen wäre.  

 

Insgesamt ist die Beschäftigung im Zeitraum 2011-2016 um etwa 8,5 Prozent gestiegen, wobei es 

aufgrund der tatsächlichen Technologieinvestitionen zu einem Beschäftigungswachstum von 

etwa 1 Prozent gekommen ist. Hinter diesem Effekt verbirgt sich jedoch eine deutlich größere Dy-

namik, da der Einsatz von Technologie einerseits dazu geführt hat, dass menschliche Arbeit ersetzt 

worden ist (dieser Effekt zeigt die Auswirkung der Technologieinvestitionen für den hypotheti-

schen Fall, dass das Produktionsniveau nach den Investitionen unverändert geblieben wäre). 

Demgegenüber steht jedoch ein entgegengesetzter Effekt, der daher kommt, dass Betriebe infolge 



 

 

der Investitionen ihre Produktion ausgeweitet haben und dafür zusätzliche Arbeitskräfte benötigt 

haben (ein kleinerer Rückgang in der Beschäftigung ist darüber hinaus darauf zurückzuführen, 

dass die Investitionen mit höheren Löhnen einhergegangen sind). Eine genauere Betrachtung 

zeigt, dass die Substitution menschlicher Arbeit vor allem unter Beschäftigten in kognitiven Rou-

tineberufen, aber auch in manuellen Routineberufen sowie in manuellen Nichtroutineberufen 

stattgefunden hat, während Beschäftigung in analytischen und interaktiven Berufen infolge der 

Investitionen ausgeweitet worden ist. Im Gegensatz dazu ist die Beschäftigung in allen Berufsgrup-

pen als Folge der Produktionsausweitung gestiegen. Insgesamt haben demnach analytische und 

interaktive Berufe durch die tatsächlichen Investitionen in die verschiedenen Technologietypen 

eine Aufwertung erfahren (die sich in Teilen auch in der Form höherer Löhne widerspiegelt). 

 

Während diese Effekte das Ergebnis der tatsächlichen Technologieinvestitionen sind, lassen sich 

auch Beschäftigungseffekte für den hypothetischen Fall berechnen, in dem die Ausstattung eines 

bestimmten Technologietyps um 1 Prozent ausgefallen wäre. Hier zeigt sich, dass neue 3.0 Tech-

nologien insgesamt beschäftigungsneutral wirken. Dieser Effekt setzt sich jedoch aus zwei relativ 

großen gegenläufigen Effekten zusammen. Einerseits haben 3.0 Technologien Beschäftigung in 

größerem Umfang ersetzt, während die Ausweitung der Produktion andererseits zu einem Be-

schäftigungswachstum geführt hat. Demgegenüber wirken neueste 4.0 Technologien anders auf 

die Beschäftigung. Zum einen findet sich ein kleiner positiver Beschäftigungseffekt. Zum anderen 

geht der Einsatz dieses Technologietyps mit einer Ausweitung der Beschäftigung einher, der wie-

derum die Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe reduziert und zu einem Rückgang des Produktions-

niveaus führt. Insgesamt wirken sich 4.0 Technologien positiv auf die Beschäftigung in analyti-

schen und interaktiven Berufen aus. Die Autorengruppe interpretiert diesen Befund so, dass die 

Implementierung neuester Technologie gegenwärtig noch mit einem gesteigerten Bedarf an Fach-

kräften einhergeht. In der längeren Frist ist es jedoch möglich, dass sich ähnliche Effekte wie im 

Fall der 3.0 Technologien einstellen. 

 

Die Ergebnisse der IAB-ZEW-Betriebsbefragung deuten weder darauf hin, dass die tatsächlichen 

Technologieinvestitionen der vergangenen Jahre zu einem Beschäftigungsrückgang geführt ha-

ben, noch dass dies für einen Anstieg der Ausstattung in neuster 4.0 Technologien gilt. Obwohl 

aufgrund des Einsatzes von Technologie menschliche Arbeit ersetzt worden ist, sind diese Rück-

gänge durch eine Ausweitung der Produktion überkompensiert worden. Gleichzeitig ist insbeson-

dere die Beschäftigung in analytischen und interaktiven Berufen infolge neuester Technologie ge-

stiegen. 

Frage 8 

Wie bewerten Sie das Arbeitszeitgesetz im Kontext der digitalen Transformation der Arbeitswelt? 

Stehen die Interessen der Erwerbstätigenseite und Arbeitgeberseite im Sinne von Schutz und Fle-

xibilität im Rahmen des derzeitigen Rechts in einem angemessenen Verhältnis? Sehen Sie Anpas-

sungsbedarf im Arbeitszeitgesetz? 



 

 

Antwort IAB 

Eine generelle Lockerung der Arbeitszeitregulierungen halten wir nicht für empfehlenswert. Zwi-

schen den berechtigten Flexibilitätsanforderungen, die Betriebe an ihr Personal stellen, und den 

gleichermaßen berechtigten Flexibilitäts- und Schutzinteressen der Beschäftigten muss ein Flexi-

bilitätskompromiss gefunden werden. Das Arbeitszeitgesetz ist dafür der geeignete Rahmen, denn 

es garantiert zugleich Verbindlichkeit und ermöglicht Flexibilität. Es bedarf seiner umso mehr, als 

im Zuge der Digitalisierung die betrieblichen Flexibilitätsanforderungen steigen (zum Beispiel War-

ning/Weber 2017) und es zu einer zunehmenden Entgrenzung der Arbeitszeiten der Beschäftigten 

kommen kann (Nübling et al. 2015, Beermann et al. 2017). Zugleich sind aber auch die Flexibilitäts-

bedarfe auf der Arbeitnehmerseite gestiegen, etwa durch den anhaltenden Trend zu Doppelver-

diener-Haushalten (Zapf/Weber 2017).  

In Deutschland wird eine große Anzahl von Instrumenten zur flexiblen Gestaltung der Arbeits- und 

Betriebszeiten genutzt. Die Arbeitszeiten des Gros der Beschäftigten entsprechen nicht einem star-

ren „Nine-to-five“-Arbeitstag im Rahmen der Arbeitswoche: Nach Angaben des Mikrozensus arbei-

ten 16 Prozent der abhängig Beschäftigten in Schichtarbeit, 9 Prozent in Nachtarbeit, 24 Prozent 

leisten Samstags- und 14 Prozent Sonntagsarbeit. Hinzu kommen Teilzeitbeschäftigung und neu-

ere Formen flexiblen Arbeitseinsatzes: So können rund ein Viertel der Beschäftigten aufgrund von 

Gleitzeitarbeit mit Arbeitszeitkonten ihre Arbeitszeit in Lage und Dauer variieren (Lott/Chung 

2016). Für das Betriebszeitmanagement kommen zudem Möglichkeiten der Feinsteuerung der Be-

triebszeiten durch versetzte Arbeitszeiten hinzu sowie der Einsatz von Mini- und Midi-Jobs, gering-

fügiger Beschäftigung oder Leiharbeit als Instrumente der flexibleren Gestaltung von Betriebszei-

ten. Im europäischen Vergleich zeichnen sich die Betriebe in Deutschland durch lange Betriebszei-

ten aus (Bauer 2018, Bauer et al. 2007). Zudem bestehen bei 11 Prozent der Männer und 8 Prozent 

der Frauen mittlerweile gar keine formellen Arbeitszeitregelungen mehr (Lott/Chung 2016), sie 

können und müssen ihre Arbeitszeit also in Lage und Dauer selbst festlegen, was gleichermaßen 

Freiheitsgrade wie die Abwesenheit von Schutzstandards bedeuten kann. 

Weder die Abwesenheit von Arbeitszeitregelungen noch das Vorliegen von Arbeitszeitkonten oder 

Regelungen zur Selbststeuerungen der Arbeitszeiten (etwa Gleitzeit- oder Vertrauensarbeitsmo-

delle; Munz 2005) geben Auskunft darüber, in wessen Interesse und mit welchem Ziel die vorhan-

denen Flexibilitätsspielräume genutzt werden. Darauf bezogene analytische Untersuchungen zei-

gen allerdings, dass Möglichkeiten der Arbeitszeitflexibilität und deren tatsächlicher Einsatz vor 

allem durch den Job und Betrieb bestimmt sind, weniger durch Arbeitnehmermerkmale (zum Bei-

spiel Zapf/Weber 2017). 

Bei der Einschätzung des Arbeitszeitgesetzes ist in Betracht zu ziehen, dass die umfangreichen 

Bestimmungen im § 7 (Abweichende Regelungen) eine Vielzahl von Abweichungen der Arbeitszeit-

regelungen erlauben, die aufgrund eines Tarifvertrags oder aufgrund eines Tarifvertrags in einer 

Betriebs- oder Dienstvereinbarung bestehen. Hier sind explizit Abweichungen in den §§ 3 bis 6 Ar-

bZG zu nennen. Exemplarisch sei an dieser Stelle auf die von § 3 abweichenden Regelungen in § 7 

hingewiesen: So ist es mit tarifvertraglichen Regelungen möglich, abweichend von § 3 (a) die Ar-

beitszeit über zehn Stunden werktäglich zu verlängern, wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und in 

erheblichem Umfang Arbeitsbereitschaft oder Bereitschaftsdienst fällt, oder (b) einen anderen 



 

 

Ausgleichszeitraum festzulegen. Flexibilitätskompromisse können also im Rahmen kollektivver-

traglicher Arrangements gefunden werden. Dadurch soll ausgeschlossen werden, dass die typi-

scherweise bestehende Machtasymmetrie zwischen Betrieben und Arbeitnehmern sich zum Scha-

den der Beschäftigten auswirkt. 

Vor diesem Hintergrund ist es sinnvoll, dass angesichts veränderter Konstellationen – zum Beispiel 

der Digitalisierung der Arbeitswelt – auch neue Kompromisse ausgehandelt werden. Denkbar wäre 

etwa, den Betrieben größere Flexibilität im Einzelfall zu erlauben, wenn die Arbeitgeber auf der 

betrieblichen und sozialpartnerschaftlichen Ebene im Gegenzug adäquate Zugeständnisse an an-

derer Stelle machen (Weber/Zapf 2018). Dabei könnte es zum Beispiel um eine Flexibilisierung der 

täglichen Arbeitszeitobergrenze oder Erreichbarkeitsregeln gehen. Voraussetzung müsste jedoch 

sein, dass Gewerkschaften beziehungsweise Betriebsräte zustimmen – eine Orientierung an Tarif-

verträgen oder eine institutionalisierte betriebliche Interessenkoordination vorausgesetzt – und 

die kompensierenden Zugeständnisse vonseiten der Arbeitgeber nachgewiesen werden. Derartige 

Zugeständnisse in Paketlösungen könnten etwa Vorankündigungsfristen, Urlaubsregelungen, in-

dividuelle Freistellungen oder Maßnahmen des betrieblichen Gesundheitsmanagements betref-

fen. Ziel wäre es, Flexibilität im Einzelfall und den Schutz der Arbeitnehmer vor Überlastung zu 

verbinden. So könnten auch in Abweichung vom Arbeitszeitgesetz bestehende Grauzonen im je-

weiligen Einzelfall reduziert werden. Der Vorschlag kann es dabei vermeiden, allgemeine Regeln 

motiviert durch bestimmte Fälle aufzuweichen, wodurch die Gesamtheit der Arbeitnehmer betrof-

fen wäre. 

Erweiterte Erreichbarkeit von Beschäftigten aufgrund moderner Kommunikationsmedien 

Zum Ausmaß der Betroffenheit von einer erweiterten Erreichbarkeit der Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer aufgrund von modernen Kommunikationsmedien gibt es repräsentative Beschäfti-

gungsbefragungen (Nübling et al. 2015, Beermann et al. 2017): Nübling et al. (2015) bitten Beschäf-

tigte anzugeben, ob sie der Aussage „Die modernen Kommunikationsmittel wie E-Mail, Handy oder 

Internet machen meine Freizeit häufig zur Arbeitszeit“ zustimmen oder widersprechen: „Dieser 

Aussage stimmen 17,2 Prozent uneingeschränkt zu, rund 10 Prozent zeigen sich unentschieden; 73 

Prozent stimmen der Aussage nicht zu“ (ebenda: 48). Diese Gesamtverteilung wurde nach ver-

schiedenen soziodemografischen und betrieblichen Variablen differenziert: „Angestellte berich-

ten doppelt so häufig von einer Umfunktionierung der Freizeit wie Arbeiter. Eine differenzierte 

Analyse nach der Art der Tätigkeit zeigt, dass das Ausmaß der Entgrenzung bei Angestellten mit 

dem Grad der Verantwortung steigt. Personen mit Personalverantwortung und Angestellte mit ei-

genständiger Tätigkeit berichten jeweils zu 29 Prozent von einem Verschwimmen von Arbeit und 

Freizeit. Angestellte mit umfassenden Führungsaufgaben stimmen sogar zu knapp 39 Prozent der 

Aussage zu, dass die modernen Kommunikationsmittel ihre Freizeit häufig zur Arbeitszeit machen“ 

(ebenda).  

Beermann et al. 2017 befragen Beschäftigte auch generell zum Thema „Ständige Erreichbarkeit“. 

Dabei wurde differenziert zwischen der vom Betrieb artikulierten Erwartung einer arbeitsbezoge-

nen erweiterten Erreichbarkeit außerhalb der regulären Arbeitszeit und der tatsächlichen Kontak-

tierung der Beschäftigten in ihrem Privatleben. Die Studie kommt zu folgendem Resultat: 22 Pro-

zent der Befragten gaben an, von ihnen würde erwartet, auch in ihrem Privatleben für dienstliche 

Angelegenheiten erreichbar zu sein (Beermann et al. 2017: 74). Eine Differenzierung zwischen all-



 

 

gemeiner Erwartung und faktischer Kontaktierung zeigt, dass 12 Prozent tatsächlich häufig im Pri-

vatleben von Mitarbeitern, Kollegen, Vorgesetzten oder Kunden kontaktiert wurden (vgl. Abbil-

dung 4.14 und Tabelle 13a im Anhang von Beermann et al. 2017). Zwei Drittel der Beschäftigten 

werden hingegen selten oder nie privat kontaktiert (65 Prozent). 

Die Erreichbarkeit variiert stark mit der beruflichen Position und ist damit teilweise mit einer 

Selbstselektion verbunden. So zeigen die Auswertungen von Arnold et al. 2015, dass vor allem Füh-

rungskräfte und Beschäftigte mit Handlungsspielraum auch während der Freizeit erreichbar sind. 

Dies bestätigt sich beim Zusammenhang von Erreichbarkeit und subjektiver Arbeitsqualität. Be-

schäftigte, die wenigstens mehrmals in der Woche während der Freizeit dienstlich telefonieren o-

der E-Mails beantworten, sind engagierter im Job und haben eine höhere Verbundenheit mit ihrem 

Arbeitgeber als Beschäftigte, die nie in der Freizeit kontaktiert werden. Allerdings haben diese Be-

schäftigten auch größere Probleme, Beruf und Familienleben zu vereinbaren (ebenda). 
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